
Bundessoziaigericht

—7 S 4/76 — Beschluß

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtiete:

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 7„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die An—

frage des 12. Senats des Bundessozialgerichts — Be—
schluß vom 25. Juni 19?6 - 12/7 RAr 42/74 — am 5„ No—

vember 1976 durch den Vorsitzenden Richter

Dr° B r o c k e ,
die Richter H e n n i g und

B e n d e r sowie die ehrenamtlichen Richter

w o 1 f f und H e i m a n n beschlossen :

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hält an seiner

Rechtsprechung fest, daß Ausbildung im Sinne des AFG

— abgesehen von den in 5 40 AFG genannten Lehrgängen

und anderen berufsvorbereitenden Maßnahmen — stets nur
die erste zu einem Abschluß führende berufliche Bil—

dungsmaßnahme ist.
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Gründe:

Die_Klägerin hat eine am 1. April 4959 begonnene Ausbil—

dung zur Krankenschwester wegen Eheschließung am 10, De—

zember 1960 abgebrochen, Sie trat an 4ÖÄfNovepbgrq1965 in
ein Arbeitsverhältnis als ungeprüfte Krankenpflegerin ein,

und erhielt ohne weitere Ausbildung, jedoch nach Ablegung

der vorgeschriebenen_Prüfung, mit Wirkung ab 4. April 1972

die Erlaubnis, die Krankenhflegehilfé unter der Berufsbe—
zeichnuhg "Krankenpflegehelferin" auszuüben. Vom gleichen

Tage an begann sie unter Berücksichtigung ihrer früheren

Ausbildung eine um ein Jahr auf zwei Jahre verkürzte er—
neute Ausbildung zur staatlich geprüften Krankenschwester°

Für diese Bildungsmaßnahme begehrt sie von der Beklagten

Förderungo Klage und Berufung blieben ohne Erfolg.

Der 42. Senat des Bundessozialgerichts (BSG) hat im Be—

schluß vom 25° Juni 1976 — 12/7 RAr 42/74 —beim 7. Senat

angefragt, ob dieser an seiner Rechtsprechung zu 5 40

des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) festhält, wonach unter
Ausbildung im Sinne dieser Vorschrift stets nur die erste

zu einem Abschluß führende berufliche Bildungsmaßnahme

zu verstehen ist (BSGE 58, 174).

Zur Begründung seiner Anfrage hat der 42. Senat im wesent7

lichen ausgeführt; " *

Einem Anspruch auf Förderung nach.5 44 Abs. 4 AFGstehe
es entgegen, daß die Ausbildung zur Krankenschwester ge—'

mäß 5 8 Abs. 1 des KrankenpflegegeSetzes in der Fassung

vom 20. September 4965 (BGBl I 1445) keine abgeschlossene

Berufsausbildung oder angemessene Berufserfahrung voraus-_

setze, sondern auch Bewerberinnen mit abgeschlossener Real-

schulbildung oder ent3prechenderSchulbildung offenstehe.

Eine Förderung der Bildungsmaßuahme als Umschulung nach

5 47 Abs. 4 AFG kommt deshalb nicht in Betracht, weil der
Beruf einer Krankenschwester gegenüber dem Beruf einer
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Kraukenpflegehelferin zwar einen erweiterten, jedoch keinen

neuen Inhalt habea

Die ven der Klägerin am 1, April 4972 begonnene Bildungs—
maßnahme baue auf dem bisherigen (einem früheren Anlernbe—

ruf vergleichbaren) Beruf auf und führe unter Verwertung
der bisher erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten zu einem
qualifiZierteren Berufsziel° Dieser stufenweise Aufbau ZWTL1I
Bildungsgänge erfülle zwar nicht die Merkmale einer "Stufen
ausbildung" im Sinne des Urteils des ?D Senats ven 7%, H;;;
1974 (BSGE 57, 163), denn beide Ausbildungsgämge führten zu
Jeweils selbständigen Berufen; andererselts handele es sich

auch nicht um eine ordnungsrechtlich organisierte Stufen—
au5bildung im Sinne des 5 26 des Berufsbildungsgesetzes
(BBiG); schließlich erfülle die Str€itige Bildunggma 3353th
auch nicht die Voraussetzungen einer "Anschlußausbildung"

nach 5 5 Abs„ 3 der Anordnung Ausbildung von 51° Oktober
1969 - AaBA 4970 S„ 245 — (AAusb)° Der 12° Senat ist der
Meinung, daß auch die streitige Bildungsmaßnahme im vor—
liegenden Falle als "aufbauende" Ausbildung von der Förde-

rung als Ausbildung nicht grundsätzlich ausgeschlossen 343111
sollteo

An einer Entscheidung in diesem Sinne sieht er sich durch
die Rechtsprechung des 70 Senats in BSGE 589 174 gehinderte

Er fragt daher an, ob der 7° Senat die Auslegung des 5 40 AFG
im Sinne einer absoluten Ausschließlichkeit verstanden haben
will —und bejahendenfalls hieran festhält - oder ob er trotz
der hierfür sprechenden Formulierung die Möglichkeit offen—

gelassen hat, daß in besonders gestalteten Einzelfällen aus—
nahmsweise auch eine weitere Ausbildung, die nicht schon

"Stufenausbildung" im Sinne des 5 26 BBiG oder "Anschlußaus—

bildung"gemäß5 5 Abs„5 AAquist, als Ausbildungnach@ao
AFG gefördert werden kann. »

Nach Auffassung des 420 Senats würde bereits die Förderbar—

keit elner organisierten Stufenausbildung nach 5 26 BBiG und
einer Anschlußausbildung nach 5 5 Abs° } AAusb die Richtig—
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keiz der vom 7° Senat vorgenommenen Auslegung des 5 40 AFG

„n der mit dem Wort "stets" zum Ausdruck gebrachten Aus»

schließlichkeit in Frage stellen, es sei denn, das Wort

"stets" könnte im Sinne von "grundsätzlich" und damit le—
diglich als eine Klarstellung und Festigung der noch in dem

Urteil vom 199 Wärz 1974 (BSGE 37, 165, 167) gewählten Formu—

llerung (Ausbildung im Sinne des 5 40 AFG kann in ein und der;

selben Berufsrichtung "regelmäßig immer nur die erste zu einem

Abschluß führende Bildungsmaßnahme sein")verstanden werden°

.; !

II

Der 7° Senat hält an seiner Rechtsprechung im Sinne der Ent—

scheidung in BSGE 58, 174, 175 fest.

Der 7‚ Senat hat seine Auffassung, daß Ausbildung im Sinne

5 40 AEG stets nur die erste ZumAbschluß führende Maßnahme
der beruflichen Bildung sei, und alle späteren Schritte dem—

gemäß nur als Fortbildung oder Umschulung zu werten seien,

in den nachfolgend aufgezählteu 12 Urteilen vertreten:

(BSGE 58, 174)Urteil vom 22.10.1974 — 7 RAr 58/74

Urteil vom 22‚10„1974 —7 RAr 69/72 —
Urteil vom22.1034974 —7 RAt 65/73 — (SozR4100, 5 41 Nr. 429
Uräeil vom47°42.1974 - 7 3Ar ; 48/72 + (BSGE58, 274)
Urteil vom‘6° 5l4975 _ 7 RAr1,68/72« '
Urteil von 6, 591975 — ? RAr 104/75 -
üpcell’vom 6„.5°4975 - 7 er 74/73 —
Urteil vbm ao; 9„1975 ——7RAr 96/75 — (SozR4100, 5 47 Nr; 1%)
Urteil v0m14„ 5‚1976 - 7 RAr° 145/74 -
Urteil vom 11° 5„1976_'— 7 EAr 127/74 —
Urteil vom 22° 9„1976„ — 7 RAn‚

;
4/75 —

In drei weiteren Entscheidungen hat er ausgeführt, daß Aus-

bildung im Sinne5 40AFG"nur" die erste zumAbschluß
führende Bildungsmaßnahme sei, und zwar in den folgenden

Urteilen!
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Urteil vom 50.1.1975 - 7 RAr 26/75 -
Urteil vom 6.5.1975 — 7 RAr 58/75 —
Urteil vom 22.9.1976 — 7 RAr 24/75 —

Der 12. Senat hat im Urteil vom 19. Februar 1976 — 12/7 RAr
126/74

— ebenfalls entschieden, daß Ausbildung im Sinne 5 40

AFG stets nur die erste .... Ausbildung ist.

In zwei Urteilen von 11. März 1976 (7 RAr 65/74 und ? RAr
67/74) hat der 7. Senat zur Abgrenzung von 5 40 und 5 4? AFG
entschieden, daß "dem Grundgedanken des Gesetzes nach" grund—

sätzlich keine Förderung nach 3 40 AFG mehr in Betracht
komme, wenn der Bildung3willige vor Eintritt in die Maßnahme

bereits einen Status erlangt hat, der ihn zur verantwortlichen

Ausübung des gewählten Berufe befähigt.

Zur Stufenausbildung hat sich der Senat ebenfalls mehrfach

geäußert, maßgeblich in BSGE 57, 165. Im Urteil vom 11. Mai

1976 - 7 RAr 5/75 —hat er den Grundsatz wiederholt, daß
Stufenausbildung nicht vorliegt, wenn der Kläger mit einer

früheren Ausbildung bereits einen Status erreicht hat. den

er auf dem Arbeitsmarkt verwerten kann.

Ausgangspunkt der Rechtsprechung des 7. Senats war die Ent—

scheidung vom 19. März 1974 — 7 RAr 9/75 - (BSGE 37, 163)°

Dort war zwar noch formuliert, daß Ausbildung im Sinne 5 40
AFG in ein und derselben Berufsrichtung "regelmäßig" nur die

erste zu einem Abschluß führende Bildungsmaßnahme sein könne.

Aus dem Zusammenhang der Entscheidung ergibt sich jedoch, daß

der 7. Senat bereits hier konzeptionelle, begriffliche und

inhaltliche Unterschiede zwischen den verschiedenen Bildungs—

typen sah; insbesondere lehnte er in dieser.Entscheidung aus—
drücklich die Zuordnung einer beruflichen Bildung in Form

zweiter oder weiterer Stufen (Stufenausbildung) im Anschluß

an eine den vollwertigen Berufsabschluß bereits bewirkende
erste Stufe zur beruflichen Ausbildung im Sinne des 5 40 AFG ab.
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Der Senat folgerte seine Rechtsprechung einmal aus der

Systematik des Gesetzes und dem Wortlaut der speziellen
Vorschriften, zum anderen aus den danach zu erkennenden

Inhalten und Zielen der einzelnen Bildungsarten° Zum Be—

griff der beruflichen Fortbildung führte er z„B. aus:
"Bei der beruflichen Fortbildung im Sinne des 5 41 AFG
handelt es sich regelmäßig um eine Maßnahme, bei der an
beruflich erworbene Kenntnisse, die bereits vor Eintritt

in die Üaßnahne vorhanden sein müssen, angeknüpft wird;

das folgt einmal aus der Zielrichtung dieser Maßnahme,

insbesondere daraus, berufliche Kenntnisse und Fertig—

re;ten "zu erhalten, zu erweitern oder der technischen Ent-

w1cklung anzupassen"° Ferner folgt dies auch daraus, daß für

die Forderung der Teilnahme an dieser Bildungsnaßnahme ent—

weder eine abgeschlossene Berufsausbildung oder eine ange—

messene Berufserfahrung als Zugangsvoraussetzung gefordert

wird„ Wenn in 5 41 Abs. 1 AFG die berufliche Fortbildung

uga„ auch "einen beruflichen Aufstieg ermöglichen" soll, so

w1rd daraus ebenfalls deutlich. daß der Teilnehmer an dieser

Bildungsmaßnahme im weitesten Sinne zuvor eine Ausbildung
erfahren und eine dementsgrechende berufliche Stellung er—

worben hat. Nimmt dieser Teilnehmer an einer in 5 41 AFG
beschriebenen Bildungsmaßnahme teil, so erhält er keine Aus—

bildung im Sinne des 5 40 AFG" (BSGE 37, s. 167).

Be: Recntsprechung des 7. Senats liegt die Erwägung zu-
gr1nda, daß er es in Rahmen eines geltend gemachten Förde—

rungsanspruchs zunächst für erforderlich hält, durch recht—
liche°3ubsumtlsn festzustellen, welche Art der beruflichen

Bildung überhaupt gegeben ist, un sodann die Frage zu unter—

suchen, ob dafur die konkreten Anspruchsvoraussetzungen vor-
liegena Dieses Verfahren wird nicht nur

bei der Abgrenzung

Ausbaldung/Fortbildung, sondern auch bei der Abgrenzung

Fortbildung/Umschulung praktiziert, dort übrigens unein—
ges:hränkt auch vom 12° Senat (vgl° z.B. Urteile vom
2/„ April 1976 — 12/7 RAr 105/74 - und 12/7 RAr 16/74 «).

Aus diesen Erwägungen hat der 12. Senat sogar für den seiner
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Anfrage zugrundeliegenden Sachverhalt begrifflich (inhaltlichl

das Vorliegen einer beruflichen Umschulung verneint.

Maßgebend für den Förderungsanspruch ist nach Auffassung des
7. Senats also zunächst die nach Inhalt und Ziel festzustel—

1ende Art der Maßnahme für den betreffenden Antragsteller.

Gegen diese nach systematischen Gesichtspunkten entwickelte

Rechtsprechung des 7. Senats sind — soweit ersichtlich — weder

von Seiten der Verwaltung noch in der Literatur Stimmen laut

geworden° Sie wurde im Ergebnis von der Bundesanstalt für Ai—

beit (BA) in Rahmen ihrer Weisungen an die Arbeitsämter über—

nommen Cvgl. Durchführungsanweisung —DA—zu 5 2 der Anordnung
des Verwaltungsrates der Bundesanstalt für Arbeit über die
individuelle Förderung der beruflichen Fortbildung und Um—

schulung vom 9. September 4971 (ANBA S. 797) — AFuU 4974 _
Nrn. 2.01 bis 2„’\4, abgedruckt bei Hoppe/Berlinger unter C II

(DA) s. 2/5).

Die Auffassung des 12. Senats hätte zur Folge, daß die vom
7. Senat in ständiger Rechtsprechung für erforderlich ge—
haltene systematische Zuordnung nach der Art der Bildungs-

maßnahme, deren Teilnahme der Antragsteller gefördert wis—

sen will, aufgegeben oder doch jedenfalls wesentlich ein—

geschränkt werden müßte. Das könnte soweit führen, letzt—

lich nur noch zu prüfen, für welche Vorschrift (55 40, 41 ff,
4? AFG) die Förderungsvoraussethungen gegeben sind, ohne
daß es auf den Charakter der Maßnahme ankäme° Nach Auffas—

sung des 7. Senats stände ein solches Vorgehen mit dem Sinn

des Gesetzes, wie er im Aufbau und Wortlaut der 5% 55'ff AFG
in dieser Beziehung zum Ausdruck kommt, nicht mehr in Ein—

klang, um so mehr als darüber hinaus die Frage entstünde,

welche (unterschiedlichen) Leistungen (nach 5'■0 oder nach
55 44, #5 AFG) jeweils in Betracht kommensollen, wenn bei
weiteren Stufen einer mehrphasigen Ausbildung der hier zur
Debatte gestellten Art zugleich die Voraussetzungen etwa

nach 5 40 und 5 44 AFG erfüllt sind. In dem der Anfrage zu—
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runde liegenden Sachverhalt hat der 42. Senat inhaltlich

1ne Fortbildung nicht verneint. Der nach dem Beschluß des

2; Senats nahe11egenden Annahme, eine konkrete Bildungs—

maßnahme könnte für ein und denselben Teilnehmer jedoch im

Rechts51nne zugleich berufliche Ausbildung und berufliche

Fortbildung (Vielleicht sogar auch noch berufliche Umschu—

lung, sein, kann sich der 7. Senat nicht anschließen, weil

iam1t der Grundsatz der Rechtsklarheit und Rechtssicher—

heit verlassen würde, Pr1nzipien„die neben der Gewährlei-

@

e
]

stung einer vernünftigen Verwaltungspraxis letztlich auch

iem Burger nur dienen können„

cwe1t der 42° Senat zur Begrundung seiner Anfrage auf die

.egelung in 5 26 BBiG hinweist, bedarf es hierzu keiner ab—
schließenden Stellungnahme des 7. Senats; denn auch nach

Auffassung des 12„ Senats handelt es sich bei der von der

Klager1n heabSichtigten Ausbildung nicht um eine im Sinne

dieser Vorschrift ordnungsrechtlich organisierte Stufenau5u

bildung° Selbst wenn SlCh der 7. Senat bereit erklären würde,

()
(‚Ü

"

fur Stufenausbildungen im Sinne des 5 26 BBiG eine Ausnahme

von seiner eingangs dargestellten Rechtsprechung anzuer—

rennen (eine Möglichkeit, die er nicht ausschließen will),

ware dies für die Entscheidung des 42. Senats in der An»
fragesache nicht erheblich. Soweit der Auffassung des

‘2„ Senats die rechtspol;t150he Erwägung zugrunde liegen
)sollte‚ daß eine nach 5 26 BBiG vorgesehene Ausbildungs-
‚forn gedenfalls durch das Förderungsrecht des 5 40 AFG ab-
gedeckt sein müßte, erscheint dies nicht zwingend, Abge—

ehen von dem unterschiedlichen Charakter des AFG und des

313 nennen dadurch auch°gegenläufige‚ bildungspolitisch

gerade nicht erwünschte Folgen entstehen. Es könnte näm—
lich dem Anliegen des Gesetzgebers gerade widersprechen,

Ausbildung in sich aneinanderreihenden Stufen durchzu—

U
5

U

fahren, wenn es sich unter den Bildungswilligén herumspricht,
daß man durch Einschiebung von Arbeitszeiten zwischen die

einzelnen Bildungsstufen die gegenüber der BAB höhere Lei-
stung des Uhg erhalten kann. Effektiver in diesem Sinne
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wäre es dann, die zweite und weitere Stufe als Fortbildung

zu fördern, was allerdings nur möglich ist, wenn die Voraus—

setzungen hierfür vorliegen. Es ist hier wie auch sonst die
Frage, ob man es nicht dem Bildungswilligen überlassen sollte,

sich bei der Auswahl entsprechende Maßnahmen herauszusuchen‚

und dem Maßnahmeträger, solche Maßnahmen einzurichten. Aucn
im übrigen Rechtsleben wird das Bestehen oder Nichtbestehen

von Leistungsansprüchen wesentlich von der Ausnutzung der
Entscheidungsfreiheit des einzelnen bestimmt.

Der Hinweis des 42. Senats auf die Regelung in 5 5 Abs. 5
der AAusb vermag den 7. Senat nicht zu überzeugen. Einmal

müßte zunächst entschieden werden, ob diese Vorschrift wegen
Verletzung von 5 59 AFG nicht überhaupt unwirksam ist° 516

sieht nämlich nur Kann—Leistungen vor, obwohl die Leistungs—
ansprüche im Rahmen der beruflichen Bildung nach dem AFG aus—
nahmslos als Rechtsansprüche ausgestaltet sind.

Außerdem geht 5 5 Abs. } AAusb nur von anerkannten Ausbildungs—

berufen aus und schränkt die Förderung einer "Zweit"—Ausbildung
auf den fachlichen Zusammenhang ein (vgl. dazu DA 5„05 - Hoppe/

Berlinger 0 III (DA) S. 4). Das ist jedenfalls noch weniger
als die Stufenausbildung nach 5 26 BBiG; auf keinen Fall ist

danach aber eine Förderung mit BAB für eine Aufeinanderfolge

zweier ungeregelter Ausbildungsgänge möglich. Nach der Rechts-

auffassung der BA_(vgl. Schriftsatz vom 19. Mai 1976, B1. 40 ff

der Anfragesache12/7 RAr 42/74) liegt der fachliche Zusammen-
hang nur vor, wenn der Auszubildende durch die Kenntnis aus
zwei Ausbildungsberufen die Möglichkeit einer speziellen Be—

rufstätigkeit erhält, die er über einen Ausbildungsberuf nicht
erreichen kann.

Letztlich läßt die Ähfragenicht erkennen,woder «2. Senat
die Grenze für eine noch nach 5 30 AFG förderungsfähige

“Stufenausbildung” sieht. Nach den Ausführungen in der Presse-

Mitteilung Nr. 44/76 zu nr. 4 möchte der 12. Senat anscheinend
jedenfalls jeden Bildungsgang dieser Art bis zum Status "Ge—

- 40 _
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(■ellenprüfung" im handwerklichen Bereich einbeziehen (Lehr—

ruee1f}, und zwar gleichgültig, ob es sich um eine geordnete

{@ 268831G) oder selbst gewählte Stufenausbilduhg handelt„
Es ist nicht zu erkennen‚ wo die rechtliche Legitimation

*°
*>

dr eine solche Erwägung liegen soll. Der 7‚ Senat kann

hr deshalb nicht beipflichten.‘d
v

Ergänzend weist der 7° Senat noch auf die Regelungen in der
AFuU 1971 hin„ Soweit dort von Berufsausbildung die Rede

t (vw11 zos„ % 2 Abs„ 1, Abs„ 5, Abs„ 8), betrifft die$e
lung die Frage der Äbgrenzung der Fortbildung im Sinne

von der Ausbildung„ Schlüsse auf die Förderunge—

1: einer Ausbildung in mehreren Abschnitten nach

—Gkönnen daraus nicht gezogen werden. Jedenfalls

1
dung” in der zweiten Stufe nur bei Vorliegen der besonderen
Bedingnngeh als Fortbildung gefördert werden kann (also

entweder — oder). Im übrigen wird auch hier nur von der

Ausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen gesprochen

(vgl„ 5 2 Abs. 5 AFuU 1971).

Gegen die Auffassung des 12 Senats spricht schließlich

die Rechtsentwioklung des AFG durch das Haushaltsstruktur—

gesetz—AFG {HStruktGeAFG) vom 18. Dezember 1975 (BGBl I 5115)°

Das Gesetz macht die Fortbildungsförderung nunmehr u.a° von
einer mehrjährigen Beschäftigung ngäh der ersten Berufs—

äusbildung abhängige Dadurchsell die Förderung im'unmittelé
oaren Anschluß an die berufliche Erstausbildung ausdrück—

lich verhindert werden (vgl. BT—Drucks. 7/4127 S. 49, Be-
gründung zu 5 42 Abs. 1). Das gilt auch für die berufliche-
Umschulung (vgl° % 47 Abs° 1 Satz 2 AFG)° Dieser Tendenz,

die Förderungsmittel der BA sachlich einzuschränken, würde

“die Auffassung des 12 Senats ent$egensteheh‚ wenn sie uber—

haupt noch Au8wirkungen auf das neue Redht haben könnte.

Gemäß 5 41 Abs° 2 AFG n„F. kann unter bestimmten Voraus—

setzungen der Teilnehmer an einer Bildungsmaßnahme nach
55 44, 45 AFG auch dann gefördert werden, wenn sie keine

_ qq -
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Fortbildungsmaßnahme im Sinne des 5 41 Abs. 1 AFG ist. Auch
für derartige Maßnahmen gilt aber die Einschränkung des 5 42
AEG n.F. Es muß gerade als gesetzeskonträr angesehen werden,

wenn man bei einer derartigen Entwicklung ohne hinreichende

gesetzliche Grundlagen die Ausbildungsförderung auf mehrfach

hintereinanderlaufende Bildungsgänge ausdehnen wollte, zumal

dann, wenn diese erkennbar inhaltlich eine Fortbildung dar—
stellen, ausbildungstechnisch weder vom Ziel noch von der
Ordnung her aufeinander aufbauen und auch von den Regelungen

des 5 26 BBiG nicht erfaßt werden.

Nach allem kommt der 7. Senat zu dem Ergebnis, daß er an seiner

Rechtsprechung festhält. Es sprechen jedenfalls mindestens so
viele gute Gründe dafür wie für die Auffassung des 12. Senats.

In einem solchen Falle sollte ein oberster Gerichtshof eher

nicht von seiner bisherigen Rechtsprechung abweichen (vgl.

12. Senat im Urteil vom 29. Oktober 4975 — 42 HJ 290/72 — und

BASE 42, 278).

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

